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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Berliner Juristenausbildungsgesetzes

Das Berliner Juristenausbildungsgesetz vom 23. Juni 2003 
(GVBl. S. 232), das zuletzt durch Artikel XII Nummer 42 des Geset-
zes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 Dem § 5 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Studien- und Prüfungsordnung kann vorsehen, dass die 
Hausarbeit und deren Verteidigung als eine Prüfungsleistung 
gelten.“

2.	 § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Zur mündlichen Prüfung wird zugelassen, wer einen Punkt-
durchschnitt von mindestens 3,50 Punkten in der schriftli-
chen Prüfung erreicht und in mindestens vier Aufsichts-
arbeiten jeweils mindestens vier Punkte erhalten hat.“

b)	 Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:
„Prüflinge, die eine dieser beiden Voraussetzungen nicht er-
füllen, sind von der mündlichen Prüfung ausgeschlossen 
und haben die Prüfung nicht bestanden.“

3.	 § 12 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Unterhaltsbeihilfe wird am letzten Tag des Monats für den 
laufenden Monat gezahlt.“

4.	 § 17 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 Satz 5“ durch 

die Angabe „§ 7 Abs. 1 Satz 6“ ersetzt.
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Gegenstände der Prüfung sind neben den Pflichtfä-
chern der staatlichen Pflichtfachprüfung die verfahrens-
rechtlichen und berufspraktischen Inhalte der Ausbildung in 
den Pflichtstationen sowie das für den berufspraktischen 

Teil der mündlichen Prüfung von der Rechtsreferendarin 
oder dem Rechtsreferendar gewählte Berufsfeld.“

5.	 In § 18 wird jeweils nach der Angabe „Ass.“ ein Leerzeichen 
eingefügt.

6.	 § 20 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 wird vor dem Wort „berufen“ das Wort „insbeson-

dere“ eingefügt.
b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

7.	 Dem § 21 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Abweichend von Satz 1 Nr. 2 kann die Berufung in begründe-
ten Einzelfällen einmal für zwei Jahre erneuert werden.“

8.	 § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 3 Buchstabe i werden vor den Wörtern „die Fol-

gen“ die Wörter „die Einhaltung der Prüfungsbestimmun-
gen, die Mitwirkungspflichten der Prüflinge und die Folgen 
von Verstößen gegen Prüfungsbestimmungen,“ eingefügt.

b)	 In Nummer 5 Buchstabe a werden die Wörter „und die Fol-
gen von Verstößen gegen Prüfungsbestimmungen“ gestri-
chen.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 3 tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.

Berlin, den 19. Mai 2015

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Zweites Gesetz
zur Änderung des Berliner Juristenausbildungsgesetzes

Vom 19. Mai 2015
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 und des § 17 Absatz 1 Satz 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748), in Verbindung 
mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBI. S. 578), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692) wird 
verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 6. Mai 2014 (GVBl. S. 146) erlassene 

Veränderungssperre 5-86/62 wird um ein Jahr bis zum 4. Juni 2016 
verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich 
gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; 
der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeacht-
lich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Ver-
kündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden 
sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 29. April 2015

Bezirksamt Spandau von Berlin

Helmut K l e e b a n k
Bezirksbürgermeister

Carsten-Michael R ö d i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 5-86/62 

im Bezirk Spandau
Vom 29. April 2015
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014  (BGBl. I S.1748), 
in Verbindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. Novem-
ber 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. No-
vember 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 8-16a vom 29. Oktober 2013 mit Deckblatt 

vom 24. September 2014 für die Grundstücke Köpenicker Straße 45, 
Neudecker Weg 14/22, die Straße 18S und die August-Froehlich-
Straße sowie für die Köpenicker Straße zwischen August-Froehlich-
Straße und Straße 18S im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fach-
bereich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnun-
gen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Neukölln von 
Berlin, Abteilung Bauen, Natur und Bürgerdienste, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Mai 2015

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Dr. Franziska  G i f f e y
Bezirksbürgermeisterin

Thomas  B l e s i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-16a im Bezirk Neukölln, Ortsteil Rudow

Vom 5. Mai 2015 
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§ 4 Absatz 1 der Verordnung über die Festsetzung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes 1-89VE im Bezirk Mitte, Ortsteil Tier-
garten, vom 3. März 2015 (GVBl. S. 46) wird wie folgt gefasst:

„(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 und 
Absatz 2a Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet 
sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummer 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.“

Berlin, den 31. März 2015

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. Christian H a n k e
Bezirksbürgermeister

Carsten S p a l l e k
Bezirksstadtrat

Berichtigung 
der Verordnung über die Festsetzung  des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 1-89VE 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Tiergarten, vom 3. März 2015
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